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Mehr über 50-Jährige 
haben einen Job
Nürnberg.  Immer mehr Ältere ab 
50 Jahren sind sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigt – und der An-
stieg ist besonders stark bei den 60- 
bis 64-Jährigen. Das ist das Ergebnis 
einer am Dienstag veröffentlichten 
Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung (IAB). Sie zeige, 
»dass es gelingen kann, mehr Ältere 
im Arbeitsmarkt zu halten«, erklärte 
IAB-Direktor Bernd Fitzenberger. 
Instrumente seien etwa individuelle 
Arbeitszeitregelungen, Maßnahmen 
zum Erhalt der Beschäftigungsfähig-
keit und geeignete Tätigkeitsprofile. 
Der Anteil der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten an der Gesamt-
bevölkerung ab 15 Jahren stieg 
zwischen 2006 und 2021 von 37 Pro-
zent auf 47 Prozent, wie die Studie 
ergab.  AFP/nd

Drogenbeauftragter warnt 
Bayern vor Blockade
Berlin.  Der Drogenbeauftragte der 
Bundesregierung, Burkhard Blienert, 
hat unionsregierte Länder wie Bayern 
davor gewarnt, die geplanten Modell-
versuche für den kommerziellen 
Cannabis-Verkauf zu blockieren. 
»Wir werden nicht zulassen, dass 
diese nicht zustande kommen, weil 
sie Landesregierungen aus ideo-
logischer Verblendung nicht passen«, 
sagte Blienert dem Redaktionsnetz-
werk Deutschland am Dienstag. 
Die Ampelkoalition werde prüfen, 
ob die Mitsprache der Länder über-
haupt notwendig sei, sagte der SPD-
Politiker. Bayerns Gesundheitsminister 
Klaus Holetschek (CSU) hatte er-
klärt, Modellprojekte für den staatlich 
lizensierten Cannabis-Handel werde 
es im Freistaat nicht geben.  dpa/nd

EU-Behörde zieht Lehren 
aus der Pandemie
Stockholm.  Die EU-Gesundheits-
behörde ECDC zieht eine Reihe von 
Lehren aus der Coronakrise. Damit 
sich Länder besser auf künftige 
Pandemien oder andere Notfälle vor-
bereiten könnten, brauche es Ver-
besserungen in vier Bereichen, wie 
die in Stockholm ansässige Behörde 
am Dienstag mitteilte. Dazu zählten 
der Nutzen von Investitionen in das 
Gesundheitspersonal, die bessere Vor-
bereitung auf die nächste Gesund-
heitskrise, die Risikokommunikation 
und Einbindung der Gesellschaft 
sowie die Sammlung und Analyse von 
Daten. Während sich die Pandemie 
auf eine Phase geringerer Intensi-
tät zubewege, wolle man Folgemaß-
nahmen hervorheben, die zu einer 
verbesserten Pandemievorsorge in 
Europa beitragen könnten, betonte 
die ECDC.  dpa/nd

Inflation im Euroraum 
leicht gestiegen
Luxemburg.  Die Verbraucherpreise 
in der Eurozone sind im April wieder 
etwas stärker angestiegen als im 
März. Die Inflationsrate lag im ver-
gangenen Monat bei sieben Prozent 
im Vorjahresvergleich, wie die EU-
Statistikbehörde Eurostat am Dienstag 
mitteilte. Im März hatte sie bei 6,9 
Prozent gelegen. Treiber der Inflation 
waren im April weiterhin die Preise 
für Lebensmittel, Alkohol und Tabak, 
die um 13,6 Prozent im Vorjahres-
vergleich zulegten. Die höchsten 
Inflationsraten in der Eurozone hatten 
im April Lettland, Litauen und Est-
land. Am niedrigsten war der Anstieg 
der Verbraucherpreise laut Eurostat in 
Luxemburg und Belgien.  AFP/nd

Carlsberg muss wegen 
Bierkartell zahlen
Düsseldorf.  Wegen der Beteiligung 
am Bierkartell wurde Carlsberg vom 
Oberlandesgericht Düsseldorf zu einer 
Geldbuße von 50 Millionen Euro ver-
urteilt. Der 6. Kartellsenat sah es 
am Dienstag als erwiesen an, dass 
die Carlsberg Deutschland Holding 
GmbH eines Kartellverstoßes be-
ging, als ein Geschäftsführer 2007 an 
einem Austausch über preissensible 
Informationen zwischen führenden 
deutschen Brauereien teilnahm. 
Das Gespräch sei »mitursächlich« 
für die kurz darauf von diesen vor-
genommene Preiserhöhung.  dpa/nd

Der Lebensmittelhandel beklagt den 
größten Umsatzrückgang seit Jahrzehn
ten. Dabei schnellen die Verbraucher
preise in die Höhe. Die Branche verweist 
auf die »Gier« der Hersteller.

HERMANNUS PFEIFFER

Die vertraute Windelsorte fehlt im Super-
marktregal bei Edeka in Hamburg-Eppen-
dorf, auch der weltberühmte Schokoriegel 
ist unauffindbar. Und für den Frischkäse, den 
der Enkelsohn gerne isst, muss ein Konkur-
renzprodukt gekauft werden. Solche Lücken 
im Sortiment dürften sich bundesweit in al-
len Läden von Edeka und Netto finden. Denn 
zwischen Einzelhandel und den Herstellern 
von Markenprodukten tobt ein Machtkampf. 
Edeka trägt den Streit nun öffentlich aus: 
Vorstandschef Markus Mosa wirft der Indus-
trie »Gier« vor.

Das Hintergrundrauschen liefert die Infla-
tion. Allein im April legten die Verbraucher-
preise um 0,4 Prozent im Vergleich zum Vor-
monat zu. Die rasanten Preissteigerungen, 
die Deutschland seit Monaten fest im Griff 
halten, zeigen nun auch an der Supermarkt-
kasse immer stärkere Wirkung. Am Dienstag 
meldete das Statistische Bundesamt: Der Le-
bensmitteleinzelhandel verbuchte den größ-
ten Umsatzrückgang seit 1994.

Mosa sieht die Industrie in der Pflicht. 
»Die Gier der internationalen Marken

artikler lässt nicht nach.« Sie sollten die In-
flation »nicht weiter künstlich in die Höhe 
treiben«. Auf steigende Lebensmittelprei-
se trotz sinkender Kerninflation wies auch 
Allianz Trade, weltweiter Marktführer im 
Kreditversicherungsgeschäft, kürzlich hin. 
Demzufolge trieben die Lebensmittelprei-
se die Inflation in Deutschland und Euro-
pa an. Sie machten in der Bundesrepublik 
mittlerweile sogar rund 40 Prozent der Teu-
erung aus, während es im Vorjahr 20 Prozent 
waren. Ein Großteil der Kostensteigerungen 
könnten nicht durch die »historische Dyna-
mik« erklärt werden, sondern durch »Pro-
fit-Hunger« der Hersteller. Besonders hoch 
sei das Profitstreben in Deutschland entwi-
ckelt, was die Allianz-Analysten auf unzu-
reichenden Wettbewerb insbesondere unter 
den großen Herstellern verpackter Lebens-
mittel zurückführen.

Die Bundesvereinigung der Deutschen Er-
nährungsindustrie (BVE) widerspricht den 
Vorwürfen. Rund 6000 Betriebe, die meis-
ten davon kleine und mittelständische Fir-
men, stünden in Deutschland vier großen 
Handelskonzernen gegenüber. »Es ist anzu-
zweifeln, dass Unternehmen unter diesen 
Bedingungen über einen langen Zeitraum 
unverhältnismäßig und ungerechtfertigte 
hohe Profite generieren können.«

Bei der Vorstellung der Geschäftszahlen 
2022 in Hamburg ging Edeka-Chef Mosa 

jüngst auf Konfrontationskurs: »Aktuell be-
liefern uns 17 Konzerne nicht, weil wir die 
Preise nicht akzeptieren.« Betroffen seien ne-
ben Mars, Procter & Gamble, Pepsi und Uni-
lever auch Teilsortimente von Henkel und 
Schwartau. Bei vier weiteren Herstellern 
habe Edeka einen Bestellstopp verhängt, da-
runter beim amerikanischen Süßwarenspezi-
alisten Mondelez. Im Moment gebe es bei ei-
nem Teil der Produkte noch Lagerbestände, 
die abgebaut würden, andere würden durch 
neue Hersteller ersetzt. Hierbei scheint es 
schwieriger zu werden, freie Produktionska-
pazitäten in der Industrie zu buchen. Einen 
Teil stellt Edeka in eigenen Betrieben her.

Andere Einzelhändler dürften von den 
Preiserhöhungen der Lieferanten ähnlich 
betroffen sein, machen sie aber nicht pub-
lik oder verfolgen eine kooperativere Stra-
tegie. Frühere Preiskämpfe hinterließen zu-
dem den Eindruck, dass die Industrie eine 
differenzierte Strategie gegenüber den Han-
delskonzernen verfolgt. Im Fokus der Bran-
che steht auch Nestle. Dessen verkaufte Men-
gen gingen zwar im ersten Quartal zurück, 
aber Umsatz und Gewinn stiegen, weil der 
weltgrößte Nahrungsmittelkonzern Preiser-
höhungen um durchschnittlich 9,8 Prozent 
durchsetzen konnte. Für die Analysten der 
Bank Vontobel zeigt diese Entwicklung, dass 
die »Preissensitivität« der Kunden und die 
Bereitschaft, auf günstigere Alternativpro-

dukte auszuweichen, bei populären Mar-
kenartikeln eher begrenzt sind.

Auf solche Meidbewegungen setzt aller-
dings Edeka. Der bundesweite Marktführer 
hat seine günstige Eigenmarke auf inzwi-
schen 7000 Produkte ausgebaut. Insgesamt 
kann der Lebensmittelhändler mit bundes-
weit 11 077 Märkten und 408 900 Beschäf-
tigten trotz des schwierigen wirtschaftli-
chen Umfeldes Wachstum verbuchen. Doch 
der Gewinn der Edeka-Zentrale in Hamburg 
und der sieben Regionalgesellschaften brach 
ein. Auch die rund 3500 Edeka-Kaufleute, 
die der Genossenschaft angehören, haben 
ein Minus gegenüber dem Vorjahr verbucht.

»In Zeiten einer hohen Inflation ist es 
unsere oberste Priorität, die privaten Haus-
halte zu entlasten«, so Mosa. »Daher haben 
wir trotz steigender Kosten in erheblichem 
Maß investiert, um die Verkaufspreise für 
Lebensmittel möglichst stabil zu halten – 
auch zulasten unserer eigenen Handelsmar-
ge und unserer Ergebnisse.« Der Vorstands-
chef scheint optimistisch, dass Edeka, zu der 
auch die Discount-Tochter Netto gehört, den 
Preiskampf gewinnt. Die Gruppe steht für 
rund ein Drittel des deutschen Lebensmittel-
marktes. Auf einen Zeitpunkt, wann die be-
kannten Marken wieder in den Regalen zu 
finden sein werden, wollte Mosa sich nicht 
festlegen. Allerdings rechne er eher mit Mo-
naten als mit Wochen.

Zwischen Einzelhandel und Industrie tobt ein Machtkampf

Markenhersteller in der Kritik

Zuwachs für »Silicon Saxony«: In der 
sächsischen Halbleiterhochburg baut In-
fineon eine weitere Chipfabrik. Weil die-
se die Abhängigkeit Europas von Herstel-
lern in Fernost und den USA verringern 
helfen soll, stellt die EU eine hohe Förde-
rung in Aussicht.

HENDRIK LASCH

Der Stachel dürfte tief gesessen haben in 
»Silicon Saxony«. Als im März 2022 der US-
Chipriese Intel eine Großinvestition von sa-
genhaften 17 Milliarden Euro in Deutschland 
bekannt gab, kam nicht die Halbleiterhoch-
burg in und um Dresden zum Zuge. Den 
Zuschlag erhielt vielmehr Sachsen-Anhalts 
Landeshauptstadt Magdeburg, obwohl die 
Mikroelektronik dort »ein völlig neues Ge-
biet« ist, wie selbst der Rathauschef einräum-
te. Im Anschluss wurde wild spekuliert, was 
den Ausschlag gegen Dresden gegeben ha-
ben könnte. Ein zunehmender Mangel an Flä-
chen? Sorge um die Verfügbarkeit hoch spe-
zialisierter Arbeitskräfte, um die sich Firmen 
in Sachsen zunehmend reißen? Ein unzurei-
chendes Angebot an grünem Strom, mit dem 
Intel seine Werke weltweit bis 2030 komplett 
versorgen will? Mancher stimmte schon ei-
nen Abgesang auf den Standort Dresden an.

Dieser freilich darf spätestens seit diesem 
Dienstag als rehabilitiert gelten. Da erfolgte 
auf einem Areal im Norden der Stadt, das an 
das Landschaftsschutzgebiet Dresdner Hei-
de grenzt, der symbolische erste Spatenstich 
für eine neue Chipfabrik von Infineon. Die 
»Smart Power Fab« ist die dann vierte soge-
nannte Fab, die der Konzern in Dresden be-
treiben wird. Bei dem Vorhaben handelt es 
sich um die größte Einzelinvestition in der 
Geschichte des Unternehmens. Fünf Milliar-
den Euro will dieses ausgeben, rein rechne-
risch also fünf Millionen für jeden der 1000 
Arbeitsplätze, die einmal entstehen sollen. 
Die öffentliche Hand wird dabei kräftig mit-
helfen: Gerechnet wird mit einer Förderung 
von einer Milliarde Euro, mithin 20 Prozent 
der Gesamtinvestition.

Dass derart viel Geld aus Steuermitteln zu-
geschossen wird, liegt an der europäischen 
Bedeutung des Neubaus. Die Verfügbarkeit 
von Halbleitern ist für immer mehr Bran-
chen essenziell. Nach Angaben des Digital-
verbands Bitkom sind 90 Prozent der Indus-
trieunternehmen auf Halbleiter angewiesen, 
für 80 Prozent sind sie unentbehrlich. Die Fol-
gen von Produktionsengpässen und gestörten 
Lieferketten zeigten sich während der Coro-
na-Pandemie, als es etwa zu Zwangspausen 
bei Automobilherstellern kam. Ein Großteil 
der Chips wird derzeit in den USA und in Asi-
en produziert, nicht zuletzt in Taiwan. Die-
ser Umstand sorgt vielerorts für Sorgen. Soll-
ten die Spannungen zwischen dem Inselstaat 
und China weiter eskalieren oder gar in ei-
nen militärischen Konflikt münden, hätte das 
dramatische Auswirkungen auch auf die Ver-
fügbarkeit von Chips.

Angesichts dessen will die EU auf diesem 
wirtschaftspolitisch entscheidenden Feld un-
abhängiger vom Weltmarkt und Importen aus 
Fernost werden. Der Anteil in Europa produ-
zierter Chips von jetzt rund 10 Prozent soll 
sich bis 2030 nahezu verdoppeln. Dazu wird 
massiv Geld ausgegeben. Die EU will 43 Mil-
liarden Euro mobilisieren und begibt sich da-
bei in einen Wettlauf mit den USA, die für den 
gleichen Zweck 53 Milliarden Dollar locker-
machen, sowie mit Ländern in Asien, die An-
siedlungen ebenfalls subventionieren. Details 
der EU-Förderung regelt ein European Chips 
Act, der als Entwurf vorliegt, aber als EU-Ver-
ordnung noch nicht verabschiedet ist.

All das erklärt, warum der Festakt in Dres-
den mit politischer Prominenz nicht nur aus 
Berlin, sondern auch aus Brüssel begangen 
wurde: Neben Bundeskanzler Olaf Scholz 
(SPD) war auch Kommissionspräsidentin Ur-
sula von der Leyen der Einladung von Infine-
on-Vorstandschef Jochen Hanebeck gefolgt. 
Schließlich ist das neue Dresdner von Infi-
neon eines der ersten Investitionsvorhaben, 
das von dem neuen europäischen Förderpro-

gramm profitieren wird. Es könne dazu bei-
tragen, »die Abhängigkeit von Halbleiter-
Importen zu reduzieren, eigene Fähigkeiten 
und Kapazitäten aufzubauen und die Inno-
vationskraft Deutschlands zu stärken«, sagte 
Bitkom-Präsident Achim Berg. Eine finale Zu-
sage über die Fördersumme gibt es zwar noch 
nicht, aber eine Genehmigung zum vorgezo-
genen Projektbeginn aus Berlin.

Mit dem Spatenstich ist auch das Rennen 
zwischen Dresden und Magdeburg eröffnet. 
Intel wollte ursprünglich im ersten Halbjahr 
2023 anfangen zu bauen. Das ist hinfällig. 
Angeblich pokert der Konzern um die Höhe 
der staatlichen Förderung. Er wolle mehr als 
die zugesagten 6,8 Milliarden. Inzwischen 
hat Intel erklärt, 2024 loslegen zu wollen. In 
der Magdeburger Landesregierung geht man 
von einem Produktionsstart 2027, spätestens 
2028 aus. In Dresden will Infineon bereits 
diesen Herbst mit der Errichtung des Roh-
baus beginnen und hofft, 2026 die Produkti-
on aufnehmen zu können.

Der Neubau ist eine erhebliche Stärkung 
des Mikroelektronikstandorts Dresden, der in 

Anspielung auf das kalifornische Silicon Val-
ley als »Silicon Saxony« bezeichnet wird, sei-
ne eigentlichen Ursprünge aber in der DDR-
Mikroelektronik hat. Das Forschungszentrum 
ZMD arbeitete ab 1986 an der Entwicklung 
eines 1-Megabit-Speichers, für den 1988 die 
Pilotproduktion begann. Die Fähigkeiten der 
Dresdner Ingenieure wurden später vom Sie-
mens-Konzern genutzt, der 1994 die erste 
Chipfabrik eröffnete. Das Geschäft firmiert 
heute unter dem Namen Infineon.

Später folgten der US-Hersteller AMD und 
andere. Es gab auch Tiefschläge, so im Janu-
ar 2009, als die Chipfabrik der Infineon-Toch-
ter Qimonda mit 3000 Beschäftigten Insol-
venz anmeldete. Inzwischen geht es deutlich 
aufwärts. Im Juni 2021 nahm mit einer Chip-
fabrik von Bosch das vorerst letzte Werk der 
Branche die Produktion auf, die nach Anga-
ben des sächsischen Wirtschaftsministeriums 
in der Region mittlerweile rund 2500 Unter-
nehmen mit 70 000 Beschäftigten zählt. Nun 
folgt die »Fab 4« von Infineon. Dresden sei, 
sagte von der Leyen, »ohne jeden Zweifel ein 
digitaler Leuchtturm in Europa«.

Spatenstich in Dresden für neue Halbleiterfabrik von Infineon – Milliardenförderung von EU erwartet

»Dresden ist ohne jeden Zweifel ein 
digitaler Leuchtturm in Europa.«

Ursula von der Leyen 
Präsidentin der EU-Kommission

Fünf Millionen pro neuem Job

Zwei Mitarbeiter in einer der bisherigen Dresdner Chipfabriken von Infineon, die jetzt um ein weiteres neues Werk ergänzt werden
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